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753-8-4-1 

Bekanntmachung 
des Vertrags 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einerseits 

und der Republik Österreich andererseits 
über die wasserwirtschaftliche Zusammenarbeit 

im Einzugsgebiet der Donau 

Vom 25. Oktober 1990 

Der Bayerische Landtag hat mit Beschluß vom 
18. Juli 1990 dem Vertrag zwischen der Bundes­
republik Deutschland und der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft einerseits und der Republik 
Österreich andererseits über die wasserwirtschaft­
liche Zusammenarbeit im Einzugsgebiet der Donau 
zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend bekannt­
gemacht. Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Art. 12 Abs. 2 in Kraft tritt, wird im Bayerischen Ge­
. setz- und Verordnungsblatt bekanntgegeben werden. 

München, den 25. Oktober 1990 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h . c. Max S t r e i b 1 

Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einerseits 
und der Republik Österreich andererseits 

über die wasserwirtschaftliche Zusammenarbeit 
im Einzugsgebiet der Donau 

Die Vertragsparteien (2) Die Zusammenarbeit erfolgt insbesondere 
durch von dem Wunsche geleitet, die Zusammenarbeit 

auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft, insbesondere 
des Gewässerschutzes und der Abflußverhältnisse, 
zu vertiefen, 

in dem Bestreben, die wasserwirtschaftlichen In­
teressen der Vertragsparteien angemessen zu be­
rücksichtigen, 

in dem Bemühen, die Güte der gemeinsamen 
Grenzgewä~ser de~ Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Osterreich im Einzugsgebiet der 
Donau möglichst zu verbessern, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Vertragsparteien werden auf dem Gebiet 
der Wasserwirtschaft, insbesondere bei der Erfül­
lung wasserwirtschaftlicher Aufgaben und beim 
Vollzug ihrer wasserrechtlichen Vorschriften im 
deutschen und österreichischen Einzugsgebiet der 
Donau, zusammenarbeiten. 

a) Erfahrungsaustausch, 

b) Austausch von Informationen über Vorschriften 
und Maßnahmen im Bereich der Wasserwirt­
schaft, 

c) Austausch von Experten, 

d) Austausch von Veröffentlichungen, Vorschriften 
und Richtlinien, 

e) Teilnahme an fachwissenschaftlichen Veranstal­
tungen, 

f) Behandlung von Vorhaben im Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland oder der Republik 
Österreich, die den ordnungsgemäßen Wasser­
haushalt auf dem Gebiet des jeweils ander en 
Staates wesentlich beeinflussen können, 

g) Beratungen in der Ständigen Gewässerkommis­
sion (Artikel 7). 
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(3) Der Vertrag regelt nicht Fragen der Fischerei­
wirtschaft und der Schiffahrt; die Behandlung von 
Fragen des Schutzes der Gewässer vor Verunreini­
gung wird dadurch jedoch nicht ausgeschlossen. 

Artikel 2 

(1) Die Vertragsparteien werden einander be­
deutsame Vorhaben im Hoheitsgebiet der Bundes­
republik Deutschland oder der Republik Öster­
reich rechtzeitig mitteilen, sofern diese Vorhaben 
den ordnungsgemäßen Wasserhaushalt auf dem 
Gebiet des jeweils anderen Staates wesentlich be­
einflussen können. 

(2) Die Erhaltung und Erzielung eines ord­
nungsgemäßen Wasserhaushaltes im Sinne dieses 
Vertrages umfaßt Vorhaben 

a) des Schutzes der Gewässer einschließlich des 
Grundwassers, insbesondere der Reinhaltung 
der Gewässer, der Abwasser- und Wärmeeinlei­
tung, 

b) der Gewässerunterhaltung und des Gewässer­
ausbaues, die zu einer Änderung des Flußregi­
mes führen können, insbesondere der Regulie­
rung und der Abfluß- und Stauregelung von 
Wasserläufen, der Abwehr von Hochwasser und 
Eis sowie der Beeinflussung deos Wasserabflusses 
durch Anlagen in oder an Gewässern, 

c) der Benutzung der Gewässer einschließlich des 
Grundwassers, insbesondere der Wasserkraft­
nutzung, der Wasserableitungen und der Was­
serentnahmen, 

d) der Hydrographie. 

(3) Die Mitteilung gemäß Absatz 1 erfolgt unmit­
telbar zwischen den beteiligten Behörden und 
Dienststellen, soweit die Auswirkungen auf deren 
Bereich beschränkt bleiben, oder über die Ständige 
Gewässerkommission. 

(4) Die Vertragsparteien werden die für die Mit­
teilung an die Ständige 'Gewässerkommission zu­
ständigen Stellen und die beteiligten Berhörden 
und Dienststellen einander bekanntgeben. 

Artikel 3 

Cl) Bei Vorhaben an grenzbildenden Gewässer­
strecken werden die Vertragsparteien im Rahmen 
ihrer jeweiligen Rechtsordnung darauf hinwirken, 
daß die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse im Ho­
heitsgebiet de~ Bundesrepublik Deutschland oder 
der Republik Osterreich nicht wesentlich nachtei­
lig beeinflußt werden. Sie werden mit dem Ziel der 
gegenseitigen Abstimmung beraten, sofern eine 
Seite eine solche Beeinflussung innerhalb einer 
Frist von drei Monaten nach der Mitteilung unter 
Anführung triftiger Gründe geltend macht. 

(2) Bei Vorhaben an anderen Gewässern, welche 
die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse im Ho­
heitsgebiet des jeweils anderen Staates wesentlich 
nachteilig beeinflussen können, werden die Ver­
tragsparteien vor deren Durchführung auf Wunsch 
der betreffenden Vertragspartei über Möglichkei­
ten der Abwendung solcher Einflüsse beraten. 

Artikel 4 

(1) Bei Vorhaben an grenzbildenden Gewässer­
strecken, die in den Hoheitsgebieten der Bundes­
republik Deutschland und der Republik Österreich 
durchgeführt werden, entscheiden die jeweils zu­
ständigen Behörden über den in ihrem Gebiet 
durchzuführenden Teil; sie stimmen dabei die er­
forderlichen Verfahren zeitlich und die zu treffen­
den Entscheidungen inhaltlich aufeinander ab. 

(2) Bei Vorhaben an grenzbildenden Gewässer­
strecken, die nur im Hoheitsgebiet der Bundes­
republik Deutschland oder der Republik Öster­
reich durchgeführt werden, aber Rechte und Inter­
essen, wie etwa im Bereich des Gewässerregimes 
und des Gütezustands, auch des anderen Staates 
nachteilig berühren können, ist den zuständigen 
Behörden des anderen Staates rechtzeitig Gelegen­
heit zur Stellungnahme, insbesondere zum Sach­
verhalt und zu den im öffentlichen Interesse gelege­
nen Bedingungen und Auflagen, zu geben. 

(3) Ist eine Angelegenheit im Sinne des Absat­
zes 1 oder 2 von einer Vertragspartei der Ständigen 
Gewässerkommission unterbreitet worden, so 
haben die zuständigen Behörden - außer bei Ge­
fahr im Verzug - vor ihrer Entscheidung die Bera­
tung der Ständigen Gewässerkommission abzu­
warten. 

Artikel 5 

Die zuständigen Behörden werden Kontrollmes­
sungen des Gütezustandes der Gewässer, soweit 
zweckmäßig gemeinsam, in Bereichen vornehmen, 
in denen das Gewässer die Staatsgrenze zwischen 
~er Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Osterreich bildet oder kreuzt. 

Artikel 6 

Die zuständigen Behörden stimmen ihre Alarm-, 
Einsa tz- und Meldepläne für die Abwehr von Hoch­
wasser- und · Eisgefahren, für Maßnahmen nach 
Unfällen mit wassergefährdenden Stoffen pder bei 
kritischen Gewässerzuständen aufeinander ab und 
erarbeiten, soweit erforderlich, übereinstimmende 
Richtlinien. 

Artikel 7 

(1) Es wird eine Ständige Gewässerkommission 
gebildet. Ihr obliegt es, durch gemeinsame Bera­
tung der sich bei der Anwendung dieses Vertrages 
ergebenden Fragen zu deren Lösung beizutragen. 
Sie kann zu diesem Zweck an die Vertragsparteien 
einvernehmlich beschlossene Empfehlungen rich­
ten. 

(2) Zusammensetzung und Verfahren der Stän­
digen Gewässerkommission sowie deren Befug­
nisse im einzelnen regelt das diesem Vertrag als 
Anhang 1 beigefügte Statut, das Bestandteil dieses 
Vertrages ist. 

(3) Empfehlungen gemäß Absatz 1 Satz 3 kön­
nen sich insbesondere beziehen auf 

a) Mindestanforderungen an Einleitungen in Ge­
wässer, 
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b) Maßnahmen zur Verbesserung kritischer Ge­
wässergütezustände, die auf Einwirkungen aus 
dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch­
land oder der Republik Österreich zurückzufüh­
ren sind, sofern sich diese Einwirkungen auf das 
Hoheitsgebiet des jeweils anderen Staates er­
strecken, 

c) weitere geeignete Maßnahmen zum Schutze der 
Gewässer, unter anderem auch Gewässergüte­
ziele, 

d) Untersuchungen und Methodik zur Ermittlung 
der Art und des Ausmaßes der Verunreinigung 
der Gewässer und Auswertung der Untersu­
chungsergebnisse. 

Artikel 8 

Dieser Vertrag gilt für die Gebiete, in denen der 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft angewendet wird, und nach 
Maßgabe jenes Vertrages einerseits sowie für das 
Gebiet der Republik Österreich andererseits . 

Artikel 9 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und/oder der Euro­
päischen Wirt~chaftsgemeinschaft einerseits und 
der Republik Osterreich andererseits über die Aus­
legung oder die Anwendung dieses Vertrages sollen 
auf diplomatischem Weg beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf 
diese Weise nicht beigelegt werden, so ist sie auf 
Verlangen einer Vertragspartei einem Schiedsge­
richt zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall ge­
bildet, indem jede Streitpartei ein Mitglied be­
stellt. Treten sowohl die Bundesrepublik Deutsch­
land als auch die Europäische Wirtschaftsgemein­
schaft gegenüber der Republik Österreic9. als 
Streitparteien auf, so bestellt die Republik Oster­
reich zwei Mitglieder. Die Mitglieder einigen sich 
auf einen Angehörigen eines unbeteiligten Staates 
als Vorsitzenden, der von den Streitparteien zu be­
stellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei 
Monaten, der Vorsitzende innerhalb von drei Mo-

. naten zu bestellen, nachdem die eine Streitpartei 
der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungs­
verschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten 
will. 

(4) Werden die in Absatz 5 genannten Fristen 
nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer 
anderen Vereinbarung jede Streitpartei den Präsi­
denten des Europäischen Gerichtshofs für Men­
schenrechte bitten, die erforderlichen Ernennun­
gen vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staats­
angehörigkeit einer der Streitparteien oder ist er 
aus einem anderen Grund verhindert, soll der Vize­
präsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt 
auch der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit 
einer der Streitparteien oder ist auch er verhindert, 
so soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des Ge­
richtshofs, das nicht die Staatsangehörigkeit einer 
der Streitparteien besitzt und nicht aus sonstigen 
Gründen verhindert ist, die Ernennungen vorneh­
men. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stim­
menmehrheit auf Grund der zwischen den Ver­
tragsparteien bestehenden Verträge und des allge­
meinen Völkerrechts. Seine Entscheidungen sind 
bindend. Jede Streitpartei trägt die Kosten des von 
ihr bestellten Schiedsrichters sowie ihrer Vertre­
tung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die 
Kosten des Vorsitzenden sowie die sonstigen Ko­
sten werden von den Streitparteien zu gleichen Tei­
len getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 

Artikel 10 

(1) Bestehende Übereinkommen und Verträge 
bleiben unberührt. 

(2) Die Ständige Gewässerkommiss~on prüft als­
bald, inwieweit es zweckmäßig ist, Ubereinkom­
men und Verträge im Sinne des Absatzes 1 wegen 
ihres Inhalts oder aus anderen Gründen zu ändern , 
zu ergänzen oder aufzuheben ; sie erarbeitet Emp­
fehlungen für deren Umgestaltungs>der Aufhebung 
sowie für den Abschluß neuer Ubereinkommen 
oder Verträge. 

(3) Das als Anhang 2 beigefügte Schlußprotokoll 
ist Bestandteil dieses Vertrages. 

Artikel 11 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Österreichischen Bun­
desregierung innerhalb von drei Monaten nach In­
krafttreten des Vertrages eine gegenteilige ,Erklä­
rung abgibt. 

Artikel 12 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation durch 
die Bundesrepublik Deutschland, die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Republik Öster­
reich; die Urkunden werden sobald wie möglich in 
Wien ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt mit dem ersten Tag des 
dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt , in 
dem die Urkunden ausgetauscht worden sind. 

(3) Nach Ablauf von fünf Jahren nach Inkraft­
treten kann der Vertrag jederzeit von der Bundes­
republik Deutschland, der EuropäiscJ:?en Wirt­
schafts gemeinschaft oder der Republik Osterreich 
schriftlich auf diplomatischem Weg unter Einhaltung 
einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende ge­
kündigt werden. 

(4) Der Vertrag tritt bereits durch eine Kündi-
gung außer Kraft. . 

Geschehen zu Regensburg am 1. Dezember 1987 
in drei Urschriften in deutscher Sprache. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Clemens S troetmann 

Dr. Wiegand Pa b s ch 

Für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
Stanley Clinton Da v i s 

Für die Republik Österreich 
Dr. Friedrich Bau e r 
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Anhang 1 

Statut 
der Ständigen Gewässerkommission 

Artikel 1 

Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland 
und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in 
der Ständigen Gewässerkommission besteht aus 
~eun Mitgliedern, die Delegation der Republik 
Österreich besteht aus sechs Mitgliedern. Die Bun­
desrepublik Deutschland und die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft einerseits und die Repu­
blik Österreich andererseits bestellen ein Delega­
tionsmitglied zum Leiter ihrer Delegation und er­
nennen gleichzeitig die Vertreter der Delegations­
mitglieder. Jede Delegation hat eine Stimme. 

Artikel 2 

(1) Die Ständige Gewässerkommission tritt 
wenigstens einmal jährlich, im übrigen nach Be­
darf oder in dringenden Fällen innerhalb von zwei 
Monaten auf Antrag eines Delegationsleiters zu­
sammen. 

(2) Sofern nichts anderes vereinbart ist, tritt die 
Ständige Gewässerkommission abwechselnd auf 
dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch­
land und der Republik Österreich zusp.mmen. 

(3) Die Einberufung einer Sitzung erfolgt durch 
den Delegationsleiter eines Vertragsstaates, in des­
sen Hoheitsgebiet die Sitzung stattfinden soll, im 
Einvernehmen mit dem anderen Delegationsleiter. 

Artikel 3 

(1) Jede Delegation ist berechtigt, Sachverstän­
dige beizuziehen. 

(2) Die Ständige Gewässerkommission kann · 
Sachverständige mit der Durchführung einzelner 
genau bezeichneter Aufgaben beauftragen. 

Artikel 4 

(1) Jede Delegation trägt ihre eigenen Kosten 
und die ihrer Sachverständigen. 

(2) Sind Sachverständige im Auftrag der Ständi­
gen Gewässerkommission tätig, so werden die Ko­
sten je zur Hälfte von der Bundesrepublik Deutsch­
land und der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft einerseits und der Republik Österreich ande­
rerseits getragen. 

Artikel 5 

Die Ständige Gewässerkommission gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

Artikel 6, 

Die Ständige Gewässerkommission kann bei Be­
darf für einzelne Gewässer oder Teile davon sowie 
für einzelne Sachgebiete Arbeitsausschüsse einset­
zen, die paritätisch zu besetzen sind. Die Arbeits­
ausschüsse berichten der Ständigen Gewässerkom­
mission über ihre Tätigkeit. 

Artikel 7 

Die Arbeitssprache der Kommission ist Deutsch. 

Anhang 2 

Schlußprotokoll 

(1) Artikel 10 Abs. 1 des Vertrages über die was­
serwirtschaftliche Zusammenarbeit im Einzugs­
gebiet der Donau bezieht sich insbesondere auf 
a) das Übereinkommen zwischen der Bayerischen 

Staatsregierung und der Österreichischen Bun­
desregierung über Ableitungen aus dem Riß­
bach-, Dürrach- und Walchengebiet vom 16. Ok­
tober 1950, 

b) den Vertrag zwischen der Bundesregierung der 
Republik Osterreich und der Staatsregierung 
des Freistaates Bayern über die Österreichisch­
Bayerische Kraftwerke Aktiengesellschaft vom 
16. Oktober 1950, 

c) das Abkommen der Regierungen der Bundes­
republik Deutschland, des Freistaates Bayern 
und der Republik Österreich über die Donau­
kraftwerk Jochenstein Großaktiengesellschaft 
vom 13. Februar 1952, 

d) das Abkommen zwischen der Bundesregierung 
der Republik Österreich und der Regierung des 
Freistaates Bayern über die Regelung der Was­
serkraftnutzung der Saalach vom 14. August 1959, 

e) den Notenwechsel zwischen der Österreichi­
schen Bundesregierung und der Deutschen Re­
gierung betreffend die Überleitung von Lech­
wasser in das Maingebiet vom 26 . Januar 1923, 
dessen Wiederanwendung mit Wirkung vom 
1. Mai 1952 bestätigt wurde. 

(2) Mit Verbalnote vom 1. Februar 1971 hat die 
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in 
Wien der Österreichischen Bundesregierung die 
Studie der Obersten Baubehörde im Bayeri~.chen 
Staatsministerium des Innern betreffend die Uber­
leitung von Altmühl- und Donauwasser in das 
Regnitz-Maingebiet übermittelt, die sich im Rah­
men des Notenwechsels von 1923 [Absatz 1, Buch­
stabe e)] hält. Es besteht Übereinstimmung, daß 
auf Änderungen des in dieser Studie beschriebenen 
Projekts, die sich auf österreichisches Gebiet we­
sentlich ~achteilig auswirken können, Artikel 3 
Absatz 2 des Vertrages über die wasserwirtschaft­
liche Zusammenarbeit im Einzugsgebiet der Do­
nau Anwendung findet. 
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Erklärung 
der Bundesrepublik Deutschland 

und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zum Vertrag über die wasserwirtschaftliche' Zusammenarbeit 

im Einzugsgebiet der Donau 
zwischen der Bundesrepublik Deutschl.nd 

und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einerseits 
und der Republik Österreich andererseits 

Die gegenwärtigen Zuständigkeiten der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft im Regelungs­
bereich des Vertrages ergeben sich aus den im 
Anhang zu dieser Erklärung angeführten Rechts­
akten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Veränderungen dieser Zuständigkeiten werden die 
Bundesrepublik Deutschland und die Europäische 
yJ"irtschaftsgemeinschaft gemeinsam der Republik 
Osterreich schriftlich auf diplomatischem Wege 
mitteilen. . 

Regensburg, am 1. Dezember 1987 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Clemens Stroetmann 

Dr. Wiegand Pabsch 

Für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
Stanley Clinton D avis 

(Anhang) 

Maßnahmen des Rates 
, der Europäischen Gemeinschaften 
auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft 

1. Richtlinie des Rates vom 16. Juni 1975 über die Quali­
tätsanforderungen an Oberflächengewässer für die 
Trinkwassergewinnung in den Mitgliedstaaten -
Amtsblatt der EG vom 25.7.1975 Nr. L 194/34 (75/ 
440/EWG)-

2. Richtlinie des Rates vom 8. Dezember 1975 über die 
Qualität der Badegewässer - Amtsblatt der EG vom 
5.2.1976 Nr. L 31/1 (76/160/EWG) -

3. Richtlinie des Rates vom 4. Mai 1976 betreffend die 
Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter 
gefährlicher Stoffe in die Gewässer der Gemeinschaft 
- Amtsblatt der EG vom 18.5.1976 Nr. L 129/23 
(76/464/EWG) -

4. Entscheidung des Rates vom 12 . Dezember 1977 zur 
Einführung eines gemeinsamen Verfahrens zum In­
formations austausch über die Qualität des Oberflä­
chensüßwassers in der Gemeinschaft - Amtsblatt der 
EG vom 24. 12. 1977 Nr. L 334/29 (77 /795/EWG)-

5. Richtlinie des Rates vom 20. Februar 1978 über Ab­
fälle aus der Titandioxid-Produktion - Amtsblatt der 
EG vom 25 . 2.1978 Nr. L 54/19 (78/176/EWG)-

6. Richtlinie des Rates vom 18. Juli 1978 über die Quali­
tät von Süßwasser, das schutz- oderverbesserungsbe­
dürftig ist, um das Leben von Fischen zu erhalten -
Amtsblatt der EG vom 14. 8.1978 Nr. L 222/1 (78/659/ 
EWG) -

7. Richtlinie des Rates vom 9. Oktober 1979 über die 
Meßmethoden sowie über die Häufigkeit der Probe­
nahmen und der Analysen des Oberflächenwassers 
für die Trinkwassergewinnung in den Mitgliedstaa­
ten - Amtsblatt der EG vom 29. 10. 1979 Nr. L 271/44 
(79/869/EWG) -

8. Richtlinie des Rates vom 17. Dezember 1979 über den 
Schutz des Grundwassers gegen Verschmutzung 

durch b estimmte gefährliche Stoffe - Amtsblatt der 
EG vom 26. 1. 1980 Nr. L 20/43 (80/68/EWG)-

9. Richtlinie des Rates vom 15. Juli 1980 über die Quali­
tät von Wasser für den menschlichen Gebrauch -
Amtsblatt der EG vom 30.8.1980 Nr. L 229/11 (80/ 
778/EWG)-

10. Richtlinie des Rates vom 22. März 1982 betreffend 
Grenzwerte und Qualitätsziele für Quecksilberablei­
tungen aus dem Industriezweig Alkalichloridelektro­
lyse - Amtsblatt der EG vom 27.3.1982 NI'. L 81/29 
(82/176/EWG) -

11. Richtlinie des Rates vom 3. Dezember 1982 über die 
Einzelheiten der Überwachung und Kontrolle der 
durch die Ableitungen aus der Titandioxidproduk­
tion betroffenen Umweltmedien - Amsblatt der EG 
vom 31.12.1982 Nr. L 378/1 (82/883/EWG)-

12. Richtlinie des Rates vom 26. September 1983 betref­
fend Grenzwerte und Qualitätsziele für Cadmium­
ableitungen - Amtsblatt der EG vom 24.10.1983 
Nr. L 291/1 (83/514/EWG) -

13. Richtlinie des Rates vom 8. März 1984 betreffend 
Grenzwerte und Qualitätsziele für Quecksilberablei­
tungen mit Ausnahme des Industriezweigs Alkali­
chloridelektrolyse - Amtsblatt der EG vom 17.3 . 1984 
Nr. L 74/49 (84/156/EWG)-

14. Richtlinie des Rates vom 9. Oktober 1984 betreffend 
Grenzwerte und Qualitätsziele für Ableitungen von 
Hexachlorcyclohexan - Amtsblatt der EG vom 
17.10.1984 NI'. L 274/11 (84/4911EWG) -

15 . Richtlinie des Rates vom 12. Juni 1986 betreffend 
Grenzwerte und Qualitätsziele für die Ableitung be­
stimmter gefährlicher Stoffe im Sinne der Liste I im 
Anhang der Richtlinie 76/464/EWG - Amtsblatt der 
EG vom 4. 7.1986 Nr. L 181/16 (86/280/EWG) - . 
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1102-2-S 

Siebte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 
über die Geschäftsverteilung 

der Bayerischen Staatsregierung 

Vom 6. November 1990 

Auf Grund des Art. 53 der Verfassung erläßt die 
Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Geschäftsverteilung der 
Bayerischen Staatsregierung - StRGVV - (BayRS 
1102-2-S) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Juli 1988 (GVBI S . 246) wird wie folgt geän­
dert : 

1. In § 1 Nr.14 wird ,, § 5 Nr. 8" ersetzt durch ,, § 5 
Nr. 16" . 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird ,,§§ 3 bis 13" ersetzt durch 
,,§§ 3 bis 12". 

b) In Absatz 1 werden die Nummern 3 und 4 
durch folgende Nummer ersetzt : 

,,3. das Staatsministerium für Unterricht, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst" ; 

die bisherigen Nummern 5 bis 10 werden 
Nummern 4 bis 9. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 6 wird ,,§ 10 Nr. 6" ersetzt durch 
,,§ 9 Nr. 6" 

b) Nummer 7 wird wie folgt geändert : 

aa) ,, § 11 " wird ersetzt durch ,, § 10" 

bb) Die Worte "Wasserverbandsrecht sowie 
die Landeshafenverwaltung und die An­
gelegflnheiten der Wasserstraßen mit 
Ausnahme des Schiffsverkehrs", w erden 
ersetzt durch die Worte "Wasserver­
bandsrechtJ die Landeshafenverwaltung 
und die Angelegenheiten der Wasserstra­
ßen mit Ausnahme des Schiffsverkehrs 
sowie die Angelegenheiten des Eisen­
bahnwesens" 

c) In Nummer 9 wird ,,§ 6 Nr. 8" ersetzt durch 
,, § 5 Nr. 8" 

d) In Nummer 14 wird ,,§ 7 Nr. 15" ersetzt durch 
,,§ 6 Nr. 15" . 

4. Die §§ 5 und 6 werden durch folgende Bestim­
mung ersetzt : 

,,§ 5 

Das Staatsministerium für Unterricht, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Der Geschäftsbereich des Staatsministeriums 
für Unterricht, Kultus , Wissenschaft und Kunst 
umfaßt die Angelegenheit des Schulwesens, der 
Erziehung, der Hochschulen, der Förderung von 

Wissenschaft, For schung, Lehre und Kunst so­
wie die Religions- und Kirchenangelegenheiten, 
insbesondere : • 

1. das gesamte Schul- und Unterrichtswesen, 

2. die Grundlagen der Bildungspolitik ein­
schließlich Bildungsplanung und Bildungs­
information, 

3. die Lehrerbildung und Lehrerfortbildung, 

4. das außerschulische Bildungswesen (Kinder­
gärten, Erwachsenenbildung), die Angele­
genheit des Sports und der Jugendpflege 
ausschließlich der Jugendfürsorge, 

5. das Bibliotheks- und Archivwesen sowie das 
öffentliche Büchereiwesen, 

6. die Pflege und Förderung des Brauchtums 
sowie der Volks- und Laienmusik, 

7. die Beziehungen des Staates zu den Reli­
gionsgemeinschaften, 

8. die Angelegenheiten der Stiftungen, die der 
Religion, der Bildung, dem Unterricht, der 
Erziehung, dem Sport, der Wissenschaft, der 
Forschung, der Kunst und der Denkmal­
pflege gewidmet sind, 

9. das Hochschulwesen einschließlich der 
Hochschulbibliotheken, 

10. die Förderung von Wissenschaft, Forschung 
und Kunst, die Angelegenheiten der Körper­
schaften und sonstigen Einrichtungen der 
Wissenschafts- und Kunstpflege, der wissen­
schaftlichen Sammlungen und der Kunst­
sammlungen, 

11. die Ausbildungsförderung, 

12. die Denkmalpflege, 

13. das Theaterwesen, 

14. die berufliche Ausbildung und die Förde­
rung im Bereich der Musik, des Balletts und 
des Theaters, 

15. die Angelegenheiten des Films und die Me­
dienförderung, 

16. die Aufsicht über das Rundfunkwesen. " 

Die bisherigen §§ 7 bis 14 werden §§ 6 bis 13. 

5. In § 6 (neu) Nr.16 wird ,,§ 8 Nr.13" ersetzt durch 
,,§ 7 Nr.13". 

6. § 7 (neu) wird wie folgt geändert : 

a) In Nummer 5 wird ,, § 11 Nr. 2" ersetzt durch 
,,§ 10 Nr. 2". 
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b) In Nummer 7 werden die Worte "und Kultus" 
ersetzt durch die Worte " , Kultus , Wissen­
schaft und Kunst" . 

c) In Nummer 15 wird ,, § 11 Nr. 2" ersetzt durch 
,,§ 10 Nr. 2" 

d) In Nummer 17 wird ,, § 5 Nr. 2 und § 11 Nr. 2" 
ersetzt durch ,, § 5 Nr. 10 und § 10 Nr. 2". 

e) Nummer 18 erhält folgende Fassung: 

,, 18. die Angelegenheiten des Bergbahnwe­
sens sowie die Angelegenheiten des Post­
wesens, " 

f) In Nummer 19 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt. 

Es wird folgende Nummer 20 angefügt: 

,,20. die Angelegenheiten des öffentlichen 
Personennahverkehrs, einschließlich 
S-Bahnen" . 

7. § 9 (neu) wird wie folgt geändert : 

a) In Nummer 4 wird ,, § 6 Nm. 1 und 4 , § 8 Nr. 7 
und § 9 Nr. 6" ersetzt durch ,, § 5 Nm. 1 und 4 , 
§ 7 Nr. 7 und § 8 Nr. 6". 

b) In Nummer 16 wird ,, § 7 Nr. 5" ersetzt durch 
,, § 6 Nr. 5". 

8. § 12 (neu) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird ,, §§ 3 bis 12 " ersetzt durch 
,, §§ 3 bis 11". 

b) In Satz 2 wird ,, § 7 Nr. 2 und § 11 Nr. 2" ersetzt 
durch ,, § 6 Nr. 2 und § 10 Nr. 2". 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 30. Ok­
tober 1990 in Kraft. 

München, den 6. November 1990 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h . c. Max S t r e i b 1 
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933-1- 1 

Verordnung 
über die Zuständigkeit 

zum Erlaß von Verordnungen 
nach dem Allgemeinen Eisenbahngesetz 

Vom 6. November 1990 

Auf Grund von § 3 Abs. 2 Satz 3, des § 6a Abs. 2 
Satz 2 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes vom 
29 . März 1951 (BGEl I S.225), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 26. November 1986 (BGEl I 
S . 2089), erläßt die Bayerische.Staatsregierung fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Das Staats ministerium des 1nnern wird ermäch­
tigt, Verordnungen über 

1. den Bau und Betrieb von Anschlußbahnen n ach 
Maßgabe des § 3 des Allgemeinen Eisenbahn­
gesetzes, 

2. Kostensätze nach Maßgabe des § 6a Abs . 2 Satz 2 
des Allgemeinen Eisenbahngesetzes, 

zu erlassen. 

§ 2 

I Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 30. Ok­
tober 1990 in Kraft . 2Gleichzeitig tritt die Verord­
nung über die Zuständigkeit zum Erlaß von Verord­
nungen über den Bau und Betrieb von Anschluß­
bahnen vom 26. Oktober 1956 (BayRS 933-1- W) 
außer Kraft. 

München, den 6. November 1990 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. Max S t r e i b 1 
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600-1-F 

Verordnung 
zur Änderung der Vertretungsverordnung 

Vom 6. November 1990 

Auf Grund von Art. 43 Abs. 1 und Art. 55 Nr. 2 der 
Verfassung erläßt die Bayerische Staatsregierung 
folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die gerichtliche Vertretung 
des Freistaates Bayern und über das Abhilfeverfah­
ren - Vertretungsverordnung - VertrV - (BayRS 
600-1-F), zuletzt geändert durch Verordung vom 
28 . Juni 1989 (GVBl S. 212), wird wie folgt geändert: 

Es wird folgender § 4e eingefügt: 

,, § 4e 

Vertretung des Freistaates Bayern 
in Verfahren kostenrechtlicher Art 

vor den Gerichten 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbar­
keit wird die Staatskasse in Verfahren kostenrecht­
licher Art (insbesondere bei der Wertfestsetzung, 
der Festsetzung der Kosten für und gegen den Fis­
kus, bei der Festsetzung von Entschädigungen 
nach dem Gesetz über die Entschädigung von Zeu­
gen und Sachverständigen und dem Gesetz über 
die Entschädigung der ehrenamtlichen Richter) 
durch den Prüfungsbeamten beim Bayerischen Ver­
waltungsgerichtshof vertreten." 

§ 2 

Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, die Vertretungsverordnung mit neuer 
Paragraphenfolge neu bekanntzumachen und/Un­
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1991 in 
Kraft. 

München, den 6. November 1990 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. Max S trei bl 
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922-2-W 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Ausführung des 
Personenbeförderungsgesetzes 

Vom 6. November 1990 

Auf Grund des § 45a Abs. 2 Satz 2 des Personen­
beförderungsgesetzes (PBefG) vom 21. März 1961 
(BGBI I S. 241), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25 . Juli 1989 (BGBl I S . 1547), erläßt die Bayerische 
Staatsregierung folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung zur Ausführung dei'l Personenbe­
förderungsgesetzes AVPBefG (BayRS 922- 2-W) 
wird wie folgt geändert : 

Es wird folgender § 3a eingefügt : 

,,§ 3a 

Rechtsverordnungen nach § 45a Abs. 2 Satz 2 
PBefG erläßt das Staatsministerium für Wirtschaft 
und Verkehr. " 

§ 2 

IDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom 30. Ok­
tober 1990 in Kraft. 2Gleichzeitig' tritt die Verord­
nung über Zuständigkeiten zum Erlaß von Rechts­
verordnungen im Vollzug des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Personenbe~örderungsgesetzes und 
des Zweiten Gesetzes zur Anderung des Allgemei­
nen Eisenbahngesetzes vom 24 . Mai 1977 (BayRS 
922-1-W) außer Kraft. 

München, den 6. November 1990 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h . c . Max Strei bl 

487 



488 Bayerisches Gesetz- und Verordnungs blatt Nr. 21/1990 

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag 
Karl-Schmid-Straße 13, 8000 München 82 
Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt 

1140-1-S 

Änderung der Bekanntmachung 
über die amtliche Veröffentlichung 

von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Staatsregierung und der Staatsministerien 

Vom 6. November 1990 

Auf Grund des Art. 43 Abs. 1 der Verfassung er­
läßt die Bayerische Staatsregierung folgende Ver­
wal tungsvorschrift: 

§ 1 

In § 6 der Bekanntmachung über die amtliche 
Veröffentlichung von Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften der Staatsregierung und der Staatsmini­
sterien (BayRS 1140-1-S), zuletzt geändert durch 
Verwaltungsvorschrift vom 7. Juli 1988 (GVBl 
S. 194), wird 

"der Staatsministerien 

für Wissenschaft und Kunst sowie 

für Unterricht und Kultus 

das Amtsblatt der Bayerischen Staatsministerien 
für Unterricht und Kultus und Wissenschaft und 
Kunst, Teil I, " 

durch 

"des Staatsministeriums für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst 

das Amtsblatt des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst, 
Teil I," 

ersetzt. 

§ 2 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung 
vom 30. Oktober 1990 in Kraft . . 
München, den 6. November 1990 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. Max Strei bl 
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